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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1970 

III/l — 68070 — E — He 4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinsdiaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Auf- 
teilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents 
von 46 000 Tonnen Heringen, frisch, gekühlt oder gefroren, 
ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der Tarifstelle 03.01 Bla) 
2 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Mai 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 

Der Rat Brüssel, den 26. Mai 1970 

Übersetzung 

der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unter- 
zeichnet von Herrn Vizepräsidenten Raymond Barre 

25. Mai 1970 

den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, Herrn Pierre Harmel 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Er- 
öffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschafts- 
zollkontingents von 46 000 t Heringen, frisch, gekühlt 
oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der Tarif- 
stelle 03.01 B I a) 2 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs 


Herr Präsident! 

Ich beehre mich. Ihnen den Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents von 46 000 t Heringen, frisch, gekühlt oder 
gefroren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der Tarifstelle 03.01 Bla) 
2 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs (Wirtschaftsjahr 1969/70) zuzuleiten. 

(Schlußformel) 

Anl. Dok. COM(70)507 final 

gez. Raymond Barre 


Schreiben: 

vom: 

an: 

betrifft: 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents von 46 000 Tonnen Heringen, frisch, 
gekühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der 
Tarif stelle 03.01 B I a) 2 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, und insbesondere 
seinen Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat sich 
im Rahmen der letzten GATT-Handelskonferenz 
verpflichtet, für Heringe, frisch, gekühlt oder ge- 
froren, ganz, ohne Kopf oder zerteilt, der Tarif- 
stelle 03.01 B I a) 2 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs, 
jährlich für die Zeit vom 16. Juni bis 14. Februar ein 
zollfreies Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 
46 000 Tonnen unter der Bedingung der Einhaltung 
des Referenzpreises zu eröffnen; die auf dieser 
Konferenz gemachten Zollzugeständnisse sind zur 
Zeit in Kraft, und es ist daher für die Zeit vom 
16. Juni 1970 bis 14. Februar 1971 das betreffende 
Gemeinschaftszollkontingent zu eröffnen. 

Es besteht Veranlassung, insbesondere allen 
Importeuren der Gemeinschaft den gleichen und 
kontinuierlichen Zugang zu dem betreffenden Kon- 
tingent zu gewährleisten und die fortlaufende An- 
wendung des vorgesehenen Kontingentszollsatzes 
auf sämtliche Einfuhren dieser Fische in alle Mit- 
gliedstaaten bis zur Ausschöpfung des Kontingents 
sicherzustellen; dem Gemeinschaftscharakter dieses 
Kontingents kann unter Beachtung der oben aufge- 
stellten Grundsätze entsprochen werden, indem der 
Ausnutzung des Gemeinschaftszollkontingents eine 
Aufteilung des Volumens auf die Mitgliedstaaten 
zugrunde gelegt wird; damit die tatsächliche Markt- 
entwicklung bei diesen Fischen möglichst weit- 
gehend berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmen, der zum einen an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern, zum anderen nach den Wirtschaftsaussich- 
ten für den betreffenden Kontingentszeitraum zu 
berechnen ist. 

Während der Zeiträume 1967/1968, 1968/1969 und 
1969/1970, für die statistische Angaben vorliegen, 
verteilen sich die betreffenden Einfuhren aus dritten 


Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die Mit- 
gliedstaaten wie folgt: 



1 1967/68 

1968/69 

1969/70 

Deutschland 

82,5 

80,6 

81,2 

Frankreich 

1,5 

0,5 

1,0 

Italien 

0,02 

0,2 

0,1 

Niederlande 

13,0 

15,3 

13,7 

Belgisch- 




Luxemburgische 

i 



Wirtschaftsunion 

3,0 

3,3 

4,0 


An Hand dieser Angaben und unter Berücksich- 
tigung der voraussichtlichen Entwicklung der Markt- 
lage bei diesen Fischen im Zeitraum 1970/1971 kann 
der Hundertsatz der ersten Beteiligung an der Zoll- 
kontingentsmenge annähernd wie folgt veranschlagt 


werden: 

Deutschland Öl, 6 

Frankreich Ir5 

Italien 6,1 

Niederlande 12,7 

Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion . • 4,1 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Fische in die einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
46 000 Tonnen in zwei Raten aufzuteilen, wobei die 
erste Rate zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
aufgeteilt wird und die zweite Rate als Reserve zur 
späteren Deckung des Bedarfs derjenigen Mitglied- 
Staaten, die ihren ursprünglichen Anteil ausge- 
schöpft haben, bestimmt ist; um den Importeuren 
jedes Mitgliedstaats eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents verhältnismäßig hoch anzu- 
setzen; die auf dieser Grundlage berechnete erste 
Rate beträgt somit 40 200 Tonnen, und die zweite 
Rate in Höhe von 5800 Tonnen bildet die Reserve. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
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Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast völlig 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen 
Quote auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung 
muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine 
zusätzlich gewährten Quoten fast völlig ausgenutzt 
sind und so oft es die Reserve zuläßt; die ursprüng- 
lichen und zusätzlichen Quoten müssen bis zum 
Ende des Kontingentszeitraums gelten; diese Art 
der Verwaltung erfordert eine enge Zusammenar- 
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, die vor allem die Möglichkeit haben muß, 
den Stand der Ausnutzung der Kontingentsmenge zu 
verfolgen und die Mitgliedstaaten davon zu unter- 
richten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen wesentlichen Teil davon auf die Reserve 
übertragen, um zu verhindern, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat nicht ausgenutzt wird, während er in anderen 
Mitgliedstaaten verwendet werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 16. Juni 1970 bis zum 14. Februar 1971 wird 
der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Heringe, 
frisch, gekühlt oder gefroren, ganz, ohne Kopf oder 
zerteilt, der Tarifstelle 03.01 B I a) 2 aa) im Rahmen 
eines Gemeinschaftszollkontingents von 46 000 Ton- 
nen unter der Bedingung der Einhaltung des 
Referenzpreises vollständig ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 40 200 Tonnen auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbe- 
haltlich Artikel 5 vom 16. Juni 1970 bis zum 
14. Februar 1971 gelten, belaufen sich für die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 

Deutschland 32 800 Tonnen 

Frankreich 600 Tonnen 

Italien 40 Tonnen 

Niederlande 5 120 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 1 640 Tonnen 

2. Die zweite Rate in Höhe von 5800 Tonnen bil- 
det die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche 
Quote, wie sie in Artikel 2 Absatz 1 festgelegt ist, 
oder — bei Anwendung des Artikels 5 — die 
gleiche Quote abzüglich der auf die Reserve über- 
tragenen Menge zu 90 v. H. oder mehr aus, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer zweiten Quote in 


Höhe von 10 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge reicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Ausschöpfung 
der Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer Quoten 
als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß diese nicht 
ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet die 
Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, diesen Absatz anzuwenden. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zu- 
sätzlichen Quoten gelten bis zum 14. Februar 1971. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. Dezember 1970 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er spätestens am 10. Januar 1971 von der nicht 
ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission spä- 
testens am 10. Januar 1971 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Fische mit, die bis zum 
15. Dezember 1970 einschließlich getätigt und auf 
das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wur- 
den, sowie gegebenenfalls den Teil seiner ursprüng- 
lichen Quote, den er auf die Reserve überträgt. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 
eröffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen 
Mitgliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung 
der Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
am 15. Januar 1971 über die Reservemenge, die nach 
den gemäß Artikel 5 erfolgten Übertragungen ver- 
bleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die 
Reserve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
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dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 

Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat verwaltet die ihm zugeteil- 
ten Quoten gemäß seinen eigenen Vorschriften auf 
dem Gebiet der Zollkontingente. 

2. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der einzelnen Mitgliedstaaten wird auf 
Grund der Einfuhren der genannten Fische festge- 
stellt, die zur Zollabfertigung angemeldet wurden. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Darlegung der Gründe 


Im Rahmen der letzten multilateralen GATT-Ver- 
handlungen (Kennedy-Runde) hat sich die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet, jedes 
Jahr für die Zeit vom 16. Juni bis 14. Februar ein 
zollfreies Zollkontingent, unter der Bedingung der 
Einhaltung des Referenzpreises, für 46 000 Tonnen 
Heringe, frisch, gekühlt oder gefroren, ganz, ohne 
Kopf oder zerteilt, der Nummer 03.01 B I a) 2 aa) des 
Gemeinsamen Zolltarifs zu eröffnen. 

Dieses Zollkontingent ist das Ergebnis von Neuver- 
handlungen des zollfreien Zollkontingents von 
32 000 Tonnen für die gleiche Ware, das schon in 
den Verhandlungen auf Grund von Artikel XXIV, 
6 des GATT-Abkommens gebunden worden ist. 

Im Hinblick auf die Eröffnung des in Rede stehen- 
den Gemeinschaftszollkontingents hat eine Konsul- 


tation zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission stattgefunden. Die Marktlage für diese 
Fische hat sich im Verhältnis zu der im Kontingents- 
zeitraum des Vorjahres nicht geändert. Deutschland 
hat den größten Einfuhrbedarf (75 000 t) aus Drittlän- 
dern; dann folgen weitab die Niederlande (9000 t). 
Der Bedarf der anderen Mitgliedstaaten ist sehr be- 
grenzt (Frankreich: 1300 t und B. L. W. U.; 3600 t), 
abgesehen von dem Italiens, der minimal ist (100 t). 

Es wird deshalb vorgeschlagen, die Kontingents- 
menge in zwei Raten aufzuteilen, wovon die erste 
Rate von 40 200 t nach dem im anliegenden Vor- 
schlag aufgezeichneten Verteilungsschlüssel auf die 
Mitgliedstaaten verteilt wird. Der zusätzliche Bedarf 
jedes Mitgliedstaates kann durch Ziehungen aus 
der Reserve gemäß dem verhältnismäßigen Anteil 
der ursprünglichen Quote gedeckt werden. 


G 



